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Zusammenfassung  

 

Die BDA lehnt den neuen Richtlinienvor-

schlag der EU-Kommission zur Vereinbarkeit 

von Beruf und Privatleben für Eltern und 

pflegende Angehörige ab. Durch die Aufhe-

bung der Elternurlaubsrichtlinie aus dem 

Jahr 2010 würde die EU-Kommission eine 

Sozialpartnervereinbarung eigenmächtig 

streichen. Ein solcher Vorgang hat noch nie 

stattgefunden. Er würde dem Europäischen 

Sozialen Dialog seine Existenzgrundlage 

entziehen. 

 

Auch inhaltlich ist der Vorschlag der EU-

Kommission abzulehnen, da er die mitglied-

staatliche Zuständigkeit für verschiedene Be-

reiche des Pakets ignoriert. Zudem würden 

durch die Einführung neuer bzw. die Auswei-

tung bestehender Auszeiten und Urlaubs-

formen enorme Kosten für die Mitgliedstaa-

ten entstehen. Die Ausweitung der Urlaubs-

formen bzw. die enormen Möglichkeiten zu 

deren flexibler Beanspruchung hätten für Be-

triebe weitere langjährige Unsicherheit über 

den möglichen zeitlich begrenzten Ausfall 

von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern zur 

Folge. Unternehmen werden dadurch ge-

zwungen, diese Ausfälle durch neue flexibel 

beschäftigte Arbeitnehmer zu kompensieren. 

Dies wird automatisch zu einem Anstieg der 

Anzahl flexibel beschäftigter Arbeitnehmer 

führen, den die EU-Kommission gleichzeitig 

vorgibt bekämpfen zu wollen.  

 

Dieser kontraproduktive Entwurf wird wie der 

Revisionsversuch zur Mutterschutzrichtlinie 

dazu führen, die Mitgliedstaaten zu entzwei-

en und die Skepsis gegenüber der EU weiter 

befördern. Dies ist insbesondere vor dem 

Hintergrund der anstehenden Brexit-

Verhandlungen, in denen eine einheitliche 

Haltung der EU-27 unabdinglich ist, sehr be-

denklich.  

 

 

Allgemeine Anmerkungen 

 

1. Ergebnisse des Sozialen Dialogs res-

pektieren 

 

Durch den Vorschlag der EU-Kommission, 

die geltende Elternurlaubsrichtlinie durch ei-

ne neue Richtlinie zu Work-Life-Balance zu 

ersetzen, wird ein gefährlicher Präzedenzfall 

geschaffen. Die EU-Kommission zieht damit 

erstmalig eine von den europäischen Sozial-

partnern geschlossene Sozialpartnerverein-

barung zurück. Dadurch wird der Europäi-

sche Soziale Dialog, wie er in den europäi-

schen Verträgen vorgesehen ist, grundsätz-

lich in Frage gestellt.  

 

In der im Jahr 2016 abgehaltenen Sozial-

partnerkonsultation hatten sich die Arbeitge-
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ber klar gegen eine mögliche Revision der 

Elternurlaubsrichtlinie ausgesprochen, wäh-

rend die Gewerkschaften diese befürworte-

ten. Mit der Vorgehensweise eine auf einer 

Sozialpartnervereinbarung basierende Richt-

linie zu ersetzen, ohne dass beide Sozial-

partner dieser Vorgehensweise zustimmen, 

wird der Soziale Dialog erheblich ge-

schwächt. Die Nicht-Berücksichtigung der 

Meinung der Sozialpartner demotiviert am 

Sozialen Dialog teilzunehmen. Dass sich die 

EU-Kommission einerseits als Kommission 

des Sozialen Dialogs präsentiert und diesen 

andererseits mit Füßen zu treten scheint, ist 

inkohärent und inakzeptabel.  

 

2. Mehr Kinderbetreuung anstelle neuer 

Rechtsansprüche 

 

Die Zielsetzungen der EU-Kommission, eine 

bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privat-

leben bei erwerbstätigen Eltern zu fördern 

und die Erwerbsbeteiligung von Frauen zu 

erhöhen, sind grundsätzlich richtig. Die Ver-

einbarkeit von Beruf und Familie ist zweifel-

los eine sehr wichtige gesellschaftspolitische 

Aufgabe und gewinnt für viele Beschäftigte 

stark an Bedeutung. Zugleich wird eine fami-

lienfreundliche Personalpolitik, die die Ver-

einbarkeit von Pflege und Beruf einschließt, 

für immer mehr Unternehmen zu einem Er-

werbsfaktor im Wettbewerb. Viele Unter-

nehmen verfolgen hierbei bereits jetzt zahl-

reiche kreative Ansätze (von Betriebskinder-

garten über Förderung während oder nach 

der Elternzeit bis hin zum Pflege-Sabbatical). 

 

Die Ziele der EU-Kommission können aber 

nicht durch immer detailliertere rechtsver-

bindliche Regeln auf europäischer Ebene er-

reicht werden, zumal bei der entsprechenden 

Regulierung auf EU-Ebene keine Schwach-

stellen bestehen: Mit der auf einer Sozial-

partnervereinbarung basierenden Richtlinie 

zur Elternzeit liegt schon ein ausreichender 

EU-Rahmen für diesen Bereich vor. Die 

Schaffung neuer Auszeit- bzw. Urlaubsrege-

lungen wird zu einer längeren Abwesenheit 

von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt 

führen. Das von der EU-Kommission ausge-

rufene Ziel, die Erwerbsbeteiligung von 

Frauen zu erhöhen, wird damit konterkariert. 

 

Der jetzt eingeschlagene Weg der EU-

Kommission der Schaffung neuer, einseitig 

arbeitnehmerbezogener Rechtsansprüche 

verhindert den notwendigen Abwägungspro-

zess jedes Unternehmen mit den Wünschen 

der Beschäftigten und den Anforderungen 

der Kunden. Das ist vor allem auch im Inte-

resse der Arbeitnehmerschaft, denn ohne 

zufriedene Kunden können Arbeitnehmer 

nicht beschäftigt werden. Arbeitgeber haben 

kein Interesse, Arbeitnehmerwünsche will-

kürlich zu negieren – im Gegenteil: Sie wol-

len und benötigen motivierte und zufriedene 

Arbeitskräfte – aber Entscheidungen müssen 

immer Ergebnis vernünftiger Abwägungspro-

zesse sein. Gerade weil es in den einzelnen 

Mitgliedstaaten bereits eine Fülle weitrei-

chender Rechtsansprüche von Arbeitneh-

mern gibt, muss der Trend der Schaffung 

weiterer einseitiger Ansprüche beendet wer-

den. Stattdessen sollten auf allen Ebenen 

Rahmenbedingungen für gleiche Chancen 

von Frauen und Männern am Arbeitsmarkt 

geschaffen werden. Dazu zählen u. a. eine 

bessere Studien- und Berufsorientierung für 

eine ausgeglichenere Berufswahl, der Aus-

bau bezahlbarer, qualitativ hochwertiger und 

bedarfsgerechter Kinderbetreuung oder auch 

die Förderung eines schnelleren Wiederein-

stiegs von Frauen nach familienbedingten 

Erwerbsunterbrechungen. 

 

 

Im Einzelnen 

 

1. Vaterschaftsurlaub (Art. 4): Mitglied-

staaten ermöglichen Vätern bereits 

Wahrnehmung ihrer familiären Pflichten  

 

Die Einführung eines Anspruchs auf „Vater-

zeit“ ist abzulehnen. Es ist richtig, dass in ei-

nigen EU-Mitgliedstaaten, wie Deutschland, 

Österreich oder Tschechien keine spezifi-

schen gesetzlichen Regelungen bezüglich 

eines „Vaterschaftsauszeit“ existieren. Dies 

bedeutet jedoch nicht, dass Väter nicht über 

ausreichende Möglichkeiten verfügen, um 

ihre familiären Verantwortungen wahrzu-

nehmen. Im Gegenteil: In Deutschland ver-

fügt jeder Elternteil über einen Anspruch auf 

Elternzeit bis zur Vollendung des dritten Le-

bensjahres des Kindes. Davon können bis zu 

24 Monate zwischen dem dritten und achten 
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Geburtstag des Kindes genommen werden. 

Die Elternzeit kann grundsätzlich in bis zu  

drei Zeitabschnitte aufgeteilt werden. Väter 

haben, wie Mütter gleichermaßen, das 

Recht, Elternzeit in Anspruch zu nehmen 

und Elterngeld zu beziehen. In Deutschland 

gibt es sogar zusätzliche „Elterngeld-

Monate“, wenn die Väter sich beteiligen. Da-

von eingeschlossen ist auch das Recht, den 

Zeitpunkt und die Dauer selbst zu bestim-

men. Väter können beispielsweise direkt im 

Anschluss an die Geburt des Kindes für eini-

ge Tage Elternzeit nehmen.  

 

Das deutsche Beispiel zeigt, dass Väter be-

reits über entsprechende Möglichkeiten ver-

fügen, ihre Betreuungsmöglichkeiten wahr-

zunehmen. Die von der EU-Kommission vor-

geschlagene Einführung eines gesonderten 

10-tägigen Vaterschaftsurlaubs würde in 

Deutschland hohe Umsetzungsschwierigkei-

ten hervorrufen. 

 

Anstelle eines neuen Rechtsanspruchs sollte 

vielmehr sichergestellt werden, dass Väter 

den Anreiz haben, im Rahmen der bereits 

existierenden Regelungen zur Elternzeit, ihre 

familiären Verpflichtungen wahrzunehmen. 

Dieses Ziel wird in Deutschland durch das 

2015 eingeführte Elterngeld Plus unterstützt. 

Durch die bereits bestehende Elternurlaubs-

richtlinie, die einen Monat nicht übertragbare 

Elternzeit vorschreibt und die in vielen Fällen 

darüber hinaus gehenden nationalen Umset-

zungen, wird dem Anliegen der Väter ausrei-

chend Rechnung getragen.  

 

2. Elternzeit (Art. 5): Anhebung des Kin-

deshöchstalters nicht erforderlich  

 

Der Vorschlag, Elternzeit bis zur Vollendung 

des 12. Lebensjahres in Anspruch nehmen 

zu können, ist nicht verhältnismäßig. Eine 

Anhebung des Kindeshöchstalters würde für 

Betriebe zu einer erheblichen Verringerung 

der Planungssicherheit über den zeitweisen 

Ausfall von Beschäftigten führen, als dies 

bisher der Fall ist. Zudem würde den Unter-

nehmen deutlich mehr Flexibilität abverlangt, 

wenn der Zeitraum um weitere vier Jahre 

ausgeweitet würde. Die bisherige Regelung 

Elternzeit bis zum 8. Lebensjahr nehmen zu 

können ist deshalb völlig ausreichend, da El-

tern schon jetzt z. B. die Möglichkeit gege-

ben wird, auf gravierende Veränderungen 

zum Zeitpunkt der Einschulung ihrer Kinder 

reagieren zu können. 

 

In Deutschland ist bereits heute sicherge-

stellt, dass Arbeitnehmer die Möglichkeit ha-

ben, während der Elternzeit in Teilzeit zu ar-

beiten. Die von der EU-Kommission vorge-

schlagene Einführung flexibler Formen, ins-

besondere von arbeitsfreien Blöcken, darf 

darüber hinaus nicht dazu führen, dass die 

auf maximal drei Zeitabschnitte begrenzte 

Unterteilung der Elternzeit in Frage gestellt 

wird. 

 

3. Pflegeurlaub (Art. 6): Pflegezeiten auf 

pflegebedürftigen Personen abstellen  

 

Die Idee, jeden Arbeitnehmer mit einem fünf- 

tägigen Pflegeurlaub pro Jahr auszustatten, 

ist nicht sinnvoll und trägt den bereits existie-

renden Praktiken in den Mitgliedstaaten nicht 

ausreichend Rechnung. In Deutschland und 

auch anderen EU-Mitgliedstaaten stellen die 

Freistellungsansprüche auf die jeweilige 

pflegebedürftige Person ab und nicht auf den 

einzelnen Arbeitnehmer. Das ist auch sinn-

voll, denn allein die zu pflegende Person 

setzt die Ursache für die Notwendigkeit einer 

beruflichen Auszeit des pflegenden Arbeit-

nehmers. 

 

Um eine sinnvolle Betreuung pflegebedürfti-

ger Personen zu garantieren, ist ein jährli-

cher fünftägiger Pflegeurlaub daher unpas-

send. In Deutschland kann für die Pflege ei-

nes Angehörigen schon jetzt eine sehr viel 

längere Auszeit beansprucht werden, näm-

lich bis zu sechs Monate vollständig oder bis 

zu zwei Jahre in Teilzeit. Die Idee der EU-

Kommission würde Umsetzungsbedarf her-

vorrufen und das jüngst reformierte System 

über die Inanspruchnahme von Pflegezeit in 

Deutschland aus den Fugen bringen.  

 

4. Entlohnung (Art. 8): Höhe eines „an-

gemessenen Einkommens“ Mitgliedstaa-

ten überlassen 

 

In der auf einer Sozialpartnervereinbarung 

basierenden Elternurlaubsrichtlinie von 2010 

hatten die Sozialpartner das Thema „finanzi-
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elle Zuwendungen“ bewusst ausgeklammert, 

da es außerhalb ihrer Zuständigkeit liegt. Der 

Vorschlag der EU-Kommission, Elternurlaub 

sowie die vorgeschlagenen Pflege- und Va-

terschaftsurlaube mit einer „Bezahlung oder 

angemessenen Vergütung […], die mindes-

tens gleich hoch ist, wie das Krankengeld“, 

zu entlohnen, könnte zu hohen Belastungen 

führen. Zudem ignoriert der Vorschlag die 

mitgliedstaatliche Zuständigkeit für dieses 

Thema. 

 

In den Mitgliedstaaten bestehen unterschied-

liche Regelungen bezüglich der Dauer der 

einzelnen Auszeiten. Die Festlegung der 

Höhe einer finanziellen Leistung steht dabei 

in enger Verbindung mit der Länge der ein-

zelnen Auszeit. In Deutschland beträgt das 

Elterngeld 67 % des Einkommens aus Er-

werbstätigkeit und liegt damit unter der von 

der EU-Kommission geforderten Kranken-

geldhöhe (in Deutschland 70 % des erzielten 

regelmäßigen Arbeitsentgelts und Arbeits-

einkommens). Eine Umsetzung dieses Vor-

schlags würde somit mit finanziellen Belas-

tungen für die deutschen Steuerzahler ein-

hergehen und ist abzulehnen. 

 

5. Flexible Arbeitsregelungen (Art. 9): Ar-

beitnehmerwünsche und Belastung für 

Betriebe sinnvoll abwägen 

 

Angesichts des zunehmenden Fachkräfte-

mangels liegt es im Interesse der Unterneh-

men, gut qualifizierte Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter – auch mit Familienverantwortung 

– zu gewinnen und langfristig zu binden. Aus 

diesem Grund engagiert sich eine Vielzahl 

der Unternehmen mit betrieblichen Angebo-

ten, um erwerbstätige Eltern und Beschäftig-

te, die Angehörige pflegen, zu unterstützen. 

Dazu zählen insbesondere Modelle zur Fle-

xibilisierung von Arbeitszeit, wie Gleitzeit o-

der Teilzeit und Arbeitsorganisation z. B. 

mobiles Arbeiten.  

 

Ziel muss sein, die Wünsche der Beschäftig-

ten mit den Möglichkeiten der Betriebe vor 

Ort in Einklang zu bringen. Unternehmen 

dürfen durch gesetzliche Vorgaben nicht 

überlastet werden. In Deutschland gewähren 

das Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 

das Teilzeit- und Befristungsgesetz, das 

Pflegezeitgesetz und das Familienpflege-

zeitgesetz Ansprüche auf Teilzeitarbeit oder 

Auszeiten. Eine entsprechende Flexibilisie-

rung der Arbeitszeit ist damit garantiert. Auch 

kann die Arbeitszeit während einer Elternzeit 

sogar zweimal verringert werden.  

 

Weitere Möglichkeiten zur Flexibilisierung 

der Arbeitsregelung zu schaffen, die zusätz-

lich zu den in der Elternurlaubsrichtlinie ent-

haltenen Regelungen gelten würden, sind 

abzulehnen. Ein Anspruch von Eltern auf 

Veränderung der Arbeitszeit bis zur Vollen-

dung des 12. Lebensjahres des Kindes wür-

de z. B. zu einer Überlastung der Betriebe 

führen und deren Planungssicherheit stark 

beeinträchtigen. Die Frage des Arbeitsortes 

muss im Einzelfall vor Ort geklärt werden. 

Nicht alle Tätigkeiten bieten sich z. B. für Te-

learbeit an. Letztlich obliegt es daher der 

Entscheidung des Unternehmers, den Ort 

der Arbeit zu bestimmen. Dabei muss es 

bleiben.  

 

6. Kündigungsschutz (Art. 12): Keine 

Ausweitung des besonderen Kündi-

gungsschutzes  

 

Es ist zu vermeiden, dass aus den in Art. 12 

dargelegten Vorschlägen ein Sonderkündi-

gungsschutz entsteht, der über die bereits 

bestehenden nationalen Regelungen hin-

ausgeht. In Deutschland wird bereits ein 

Sonderkündigungsschutz durch das Bund-

eselterngeld- und Elternzeitgesetz oder den 

Pflegezeitgesetzen gewährt. Für Fälle in de-

nen nach allgemeingesetzlichen Regelungen 

oder auf freiwilliger Basis eine Veränderung 

der Arbeitszeit festgelegt wird, darf kein be-

gleitender Sonderkündigungsschutz einge-

führt werden. Denn ein Sonderkündigungs-

schutz für Arbeitnehmer allein aufgrund einer 

Arbeitszeit- und/oder Arbeitsort-

flexibilisierung würde darauf hinauslaufen, 

dass es dem Arbeitnehmer faktisch komplett 

in der Hand läge, sich selbst nach Gutdün-

ken einen weitreichenden Kündigungsschutz 

zu verschaffen, und dies quasi allein auf-

grund des Umstandes, dass er in seiner Ei-

genschaft als „Elternteil“ oder „pflegender 

Angehöriger“ z. B. Telearbeit beantragt. So 

könnte sich etwa ein Arbeitnehmer mit zwei 

Kindern bei entsprechender Familien-
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Die BDA ist die sozialpolitische Spitzenorganisation der gesamten deutschen gewerbli-

chen Wirtschaft. Sie vertritt die Interessen kleiner, mittelständischer und großer Unter-

nehmen aus allen Branchen in allen Fragen der Sozial- und Tarifpolitik, des Arbeitsrechts, 

der Arbeitsmarktpolitik sowie der Bildung. Die BDA setzt sich auf nationaler, europäischer 

und internationaler Ebene für die Interessen von einer Mio. Betrieben mit ca. 20 Mio. Be-

schäftigten ein, die der BDA durch freiwillige Mitgliedschaft in Arbeitgeberverbänden ver-

bunden sind. Die Arbeitgeberverbände sind in den der BDA unmittelbar angeschlossenen 

49 bundesweiten Branchenorganisationen und 14 Landesvereinigungen organisiert. 

 
 

planung über einen bis 24 Jahre andauern-

den Zeitraum immer wieder durch Arbeitsort-

flexibilisierungen Sonderkündigungsschutz 

„genehmigen“, um sich vor betrieblich not-

wendigen Personalanpassungen zu schüt-

zen. Das würde für den Arbeitgeber einen 

weitreichenden Einschnitt in ihre Personal-

hoheit bedeuten und wäre für Unternehmen 

nicht tragbar.  

 

Die Aufnahme von Vorbereitungshandlungen 

für eine Kündigung in den besonderen 

Schutzbereich ist abzulehnen. Es handelt 

sich um einen vom EuGH entwickelten 

Schutz, der weit über den Schutzzweck ei-

nes Sonderkündigungsschutzes hinausgeht. 

Eine Aufnahme dieser übermäßig weitge-

henden Auslegung von Sonderkündigungs-

schutz in den neuen Richtlinienvorschlag der 

EU-Kommission lehnen wir ab. 

 

7. Sanktionen (Art. 13): Verstöße werden 

ausreichend durch existierende arbeits-

rechtliche Vorschriften geahndet 

 

Die Forderung der EU-Kommission, Verstö-

ße gegen eine dann in nationales Recht um-

gesetzte Richtlinie z. B. in Form von Ent-

schädigungszahlungen oder Bußgeldern zu 

bestrafen, ist abzulehnen. Verstöße gegen 

das nationale Arbeitsrecht werden in 

Deutschland bereits ausreichend geahndet 

und können beispielsweise zu der Unwirk-

samkeit einer Kündigung führen. Wie Ver-

stöße gegen nationales Arbeitsrecht geahn-

det werden, sollte den Mitgliedstaaten über-

lassen. Kulturell und historisch gewachsene 

und berechtigte Unterschiede in den Arbeits-

rechten der einzelnen EU-Mitgliedstaaten 

müssen bestehen bleiben. 
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